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Landesvorstand sagt eingeschränktes Ja zum Verwaltungsreformgesetz

Delegation darf nicht bei Landratsämtern enden

Kostenausgleich besser absichern

Stuttgart. Nachbesserungen beim Verwaltungsreformgesetz verlangte der Vorstand des Gemeindetags heute. „Die Verwaltungsreform folgt dem Grundsatz der Subsidiarität. Deshalb darf die Delegation von Aufgaben nicht bei den Landratsämtern enden. Vieles können Städte und Gemeinden bürgernäher erledigen,“ sagte Gemeindetagspräsident Otwin Brucker. Beim Ausgleich der Verwaltungsreformkosten müsse mit höherer Verbindlichkeit sicher gestellt werden, dass die kreisangehörigen Städte und Gemeinden nicht für staatliche Aufgaben zur Kasse gebeten würden.

Reform auf Gemeindeebene fortsetzen

„Das Land muss sich deutlicher zu der Absicht bekennen, dass in einer weiteren Reformstufe bald auch Städte und Gemeinden weitere Aufgaben bekommen,“ verlangte Brucker. Neue Zuständigkeiten im Naturschutz und Wasserrecht fordert der Gemeindetag für Große Kreisstädte und Verwaltungsgemeinschaften. Städte und Gemeinden über 10.000 Einwohner sollen mehr Zuständigkeiten im Baurecht, für den Straßenverkehr, sowie bei der Jugend- und Sozialhilfe bekommen. „Auch dafür muss es vollen Kostenersatz geben,“ verlangte Brucker.

Kostenrisiken für Gemeinden mindern

„Wir haben in den Verhandlungen über den Kostenausgleich viel für unsere Städte und Gemeinden erreicht,“ resumierte Brucker. Die Abgeltungen des Landes würden der Personalkostenentwicklung angepasst. Das Land müsse Versorgungslasten auf Dauer selbst tragen. Das mindere das Kostenrisiko für die kreisangehörigen Städte und Gemeinden erheblich. Konkretisiert werden müsse aber die Nachweispflicht der Landkreise für die reformbedingten Kosten, die erzielte ‚Effizienzrendite’ und die Kostenerstattung des Landes.

„Eine Pleite, wie nach der Sonderbehördeneingliederung 1994, für die angeblich niemand mehr die Kostenentwicklung nachvollziehen kann, darf es nicht mehr geben,“ betonte Brucker. Der Gemeindetag geht von einem kommunalen Defizit in Millionenhöhe aus und verlangt, dass die Ausgleichszahlungen nach dem Verwaltungsreformgesetz regelmäßig überprüft werden. Den Kreistagen und dem Steuerzahler müsse reiner Wein eingeschenkt werden. Das sei nur auf der Basis verlässlicher, vergleichbarer Zahlen möglich. Dafür müsse das Verwaltungsreformgesetz sorgen.

Bürokratie wirksam bekämpfen

Zu einem Bürokratie-Abbau werde es, so der Gemeindetag, nur kommen, wenn bei den Ministerien massiv Personal abgebaut werde und Bundestag und Landtag bei der Gesetzgebung energisch auf die Bremse treten. Den Versuch, die Bürokratie mit einem Standardbefreiungsgesetz zu zügeln, sieht der größte kommunale Landesverband skeptisch. „Abbau von Standards durch ein neues Gesetz und ein zusätzliches Verwaltungsverfahren: Das ist ein Widerspruch in sich,“ kritisierte Brucker. „Das hat eher symbolische Bedeutung - im negativen Sinn.“
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